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Können Schöff en Fehlurteile verhindern?
Schöff en und ihr möglicher Beitrag 
zur Vermeidung von Fehlurteilen

von Dr. Toni Böhme*

I. Einleitung
„Immer wieder scheitern Prozesse wegen Schöf-
fen“, meint die Journalistin Mona Jaeger und fährt 
fort: „Schöff en sind ein Risiko. […] Von Paragra-
phen, Plädoyers und dem ganzen juristischen Rest 
brauchen, ja sollen sie gar keine Ahnung haben. […] 
Ist der Angeklagte schuldig oder nicht? Aber wie soll 
das überhaupt jemand, der keine Ahnung von Jura 
hat, entscheiden?“1 Auf solche Kritik genereller Art 
am Institut des ehrenamtlichen Richters (Schöff en) 
stößt man nicht selten. Dabei ist eine spezielle, aber 
gleichsam zentrale Frage in der Literatur weitge-
hend unerörtert geblieben: Können Schöff en Fehl-
urteile verhindern oder zumindest einen Beitrag zum 
„richtigen Urteilen“ leisten? Falls ja, in welchem Um-
fang? Der Beantwortung dieser Frage soll sich die 
folgende Betrachtung nähern und erste Diskussions-
anstöße liefern. Sie richtet sich an die interessier-
ten Kreise, namentlich an ehrenamtliche Richterin-
nen und Richter.

II. Die Idee der Laienbeteiligung 
am Strafprozess

Die Klärung der Frage nach einem möglichen Bei-
trag von Schöff en zur Fehlurteilsvermeidung setzt 
ein grundlegendes Verständnis der ursprünglichen 
Idee der Beteiligung von Laien am Strafprozess und 
ihrer Entwicklung voraus. Schöff en zeigen sich als 
eine Art Scharnier2 zwischen dem Staat (Rechtspre-
chung) und der Gesellschaft, für die Schöff en stell-
vertretend in der Justiz, also „im Staat“, auftreten.3 
Insofern ist das Schöff enamt eine Ausprägung des 
Demokratieprinzips und des Rechtsstaatsprinzips, 
ihrerseits zwei grundlegende Staatsstrukturprinzi-
pien im Sinne von Art. 20 Abs. 2 und 3 GG.4

Die Beteiligung rechtlicher Laien an der Strafjustiz 
ist dem hiesigen Rechtssystem nicht erst seit Ein-
führung des Schöff enamtes bekannt. Schon Mitte 
des 19. Jahrhunderts setzte das damalige König-
reich Preußen sog. Schwurgerichte ein, bei denen 
zwölf Geschworene über Schuld und Unschuld des 
Angeklagten zu richten hatten.5 Die Volksteilhabe 
sollte die Legitimation der jeweiligen Entscheidung 
stärken und damit für eine erhöhte Akzeptanz justi-
zieller Entscheidungen in der Bevölkerung sorgen.6 
Von Königen und anderen Herrschern eingesetzte 
Richter wurden nun mit den Augen der Öff entlichkeit, 
stellvertretend durch die Laien, einer Art Monitoring 
unterworfen. Heute werden Richter durch das jewei-
lige Landesjustizministerium ernannt, wobei allein die 

Befähigung zum Richteramt, die erforderliche sozi-
ale Kompetenz und die Gewähr dafür, dass sie jeder-
zeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes eintreten, entscheidend 
für eine Berufung sind (§ 9 DRiG).7 So gesehen be-
darf der heutige (Berufs-)Richter, der nach Kriterien 
der fachlichen und persönlichen Eignung berufen 
wird, keiner (Intern-)Kontrolle (mehr) durch Laienrich-
ter aus dem Volk.8 Er ist unabhängig (Art. 97 Abs. 1 
GG) und dient gerade keiner Obrigkeit.
Insoweit ist die Aufgabe des ehrenamtlichen Rich-
ters einem dynamischen Wandel unterworfen. 
Schöff en haben ihre Ursprungsaufgabe demnach 
zum Teil verloren – zum Teil ist ihre Ursprungsauf-
gabe in Form der dargestellten Scharnierfunktion 
aber aktuell. Möglicherweise liegt im „freigeworde-
nen“ Teil der Aufgabenbreite ehrenamtlicher Richter 
ein bisher ruhendes Potenzial des Strafprozesses: 
Angesprochen ist die Frage, ob und inwieweit Schöf-
fen einen Beitrag zur Fehlurteilsvermeidung leisten 
können.

III. Begriff sbestimmung
Voraussetzung der Bestimmung eines möglichen 
Beitrags von Schöff en zur Vermeidung von Fehlur-
teilen ist es, den Begriff  des Fehlurteils zu defi nieren. 
Was verstehen wir also unter einem „Fehlurteil“? Der 
Autor dieses Beitrags hat sich in seiner Dissertation 
zum Thema „Das strafgerichtliche Fehlurteil – Sys-
temimmanenz oder vermeidbares Unrecht?“9 aus-
führlich mit einer Defi nition des Fehlurteils auseinan-
dergesetzt. Danach meint ein Fehlurteil (im engeren 
Sinne, um das es hier gehen soll) eine gerichtliche 
Entscheidung, die der forensischen (gerichtlich er-
mittelbaren) Wahrheit nicht entspricht, also in die-
sem Sinne falsch ist. Dabei muss dem Gericht ein 
kausaler und vermeidbarer Fehler entweder bei 
der Sachverhaltsermittlung oder bei der Rechtsan-
wendung unterlaufen sein, der sich auf den Schuld-
spruch oder auf die Strafzumessung bezieht. Die 
Entscheidung selbst muss nicht rechtskräftig sein.10 
Stark verkürzt ausgedrückt: Ein Fehlurteil ist jedes 
Urteil, das der gerichtlich ermittelbaren Wahrheit 
nicht entspricht und einen Fehler bei der Sachver-
haltsermittlung oder bei der Rechtsanwendung ent-
hält. Es wird dabei nur an das forensisch Mögliche 
angeknüpft, weil das Strafprozessrecht so ange-
legt ist, dass keine Wahrheitserforschung um jeden 
Preis11 erfolgt. Folgerichtig kann vom Gericht nur 
verlangt werden, das tatsächlich und rechtlich Mög-
liche umzusetzen.

* Der Autor ist Strafrichter. Der 
Inhalt dieses Beitrags spie-
gelt seine persönlichen Auf-
fassungen und Einschätzun-
gen wider.

1 https://www.faz.net/aktuell/ 
politik/inland/schoeff en-
manchmal-maechtiger-als-
der-richter-13975600.html 
[abgerufen am 17.08.2020).

2 Vgl. Gerson, KriPoZ 2017, 
S. 104, 109, https://kripoz.de/
wp-content/uploads/2017/03/
gerson-stellungnahme-zur-
geplanten-aenderung-des-
schoeff enrechts.pdf 
[abgerufen am 17.08.2020].

3 Kritisch hierzu Duttge, in: 
Alternativen zur Freiheits-
strafe. 36. Strafverteidigertag 
Hannover 2012, Berlin 2013, 
S. 203 ff .

4 https://www.justiz.nrw.de/
Gerichte_Behoerden/ordent 
liche_gerichte/Strafgericht/
verfahren/Verfahrensbetei 
ligte/schoeff e/index.php#5 
[abgerufen am 17.08.2020].

5 Takayama/Tröster, ZJAPANR 
2002, S. 195 f., https://www.
zjapanr.de/index.php/zjapanr/
article/view/657/698 
[abgerufen am 17.08.2020].

6 Vertiefend Satzger, Jura 
2011, S. 518, 519; vgl. Taka-
yama/Tröster (Fn. 5), S. 195, 
196.

7 Daneben muss der Bewer-
ber Deutscher im Sinne des 
Art. 116 GG sein.

8 Takayama/Tröster (Fn. 5), 
S. 195, 207.

9 Böhme, Das strafgerichtliche 
Fehlurteil – Systemimmanenz 
oder vermeidbares Unrecht? 
Eine Untersuchung zu den 
Ursachen von Fehlurteilen im 
Strafprozess und den Mög-
lichkeiten ihrer Vermeidung, 
Baden-Baden 2019 [Rezen-
sion in diesem Heft S. 88].

10 Böhme (Fn. 9), S. 53.
11 BGH, NJW 1960, S. 1580, 

1582; OLG Stuttgart, NJW 
2016, S. 2280, 2281.

Dr. Toni Böhme Foto: privat
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Zur Verdeutlichung ein Beispiel:12 
A tötet B. Im Rahmen seiner polizeilichen Ver-
nehmung werden A so lange Misshandlungen 
angedroht, bis er die Tat gesteht. Weitere Be-
weismittel sind nicht vorhanden. Historisch-tat-
sächlich hat A den Totschlag begangen und 
müsste dementsprechend verurteilt werden. 
Prozessual darf sein Geständnis wegen des Be-
weisverwertungsverbotes aus § 136 a Abs. 1 
Satz 1 Alt. 1 (Misshandlung) und Satz 3, Abs. 3 
Satz 2 StPO aber nicht verwertet werden. A wird 
also behandelt, als hätte er dieses Geständnis 
nie abgegeben.

Aus guten – rechtsstaatlichen – Gründen wird eine 
historisch richtige, aber verfahrensrechtlich rechts-
widrig erlangte Information im Rahmen der Urteils-
fi ndung nicht berücksichtigt. A wäre freizusprechen. 
Maßstab zur Überprüfung einer Entscheidung ist 
also nicht die materielle (absolute), sondern die fo-
rensische (gerichtlich ermittelbare) Wahrheit.

IV. Überblick über die Hauptfehlerquellen 
des Strafprozesses

In Kenntnis des Begriff s soll ein Überblick über die 
wichtigsten Fehlerquellen gegeben werden, um im 
Anschluss zu klären, welche dieser Fehlerquellen 
durch Schöff en im Strafprozess beeinfl ussbar sind. 
Auf der Grundlage einer Auswertung zentraler For-
schungsarbeiten zur Thematik und durchgeführter 
Experteninterviews mit Richtern an Rechtsmittel-
gerichten13 lassen sich die Hauptfehlerquellen des 
Strafprozesses in fünf Gruppen einteilen. Dabei han-
delt es sich um

■ Schwächen im Zusammenhang mit dem Perso-
nalbeweis (insbesondere Zeugenbeweis),

■ Fehler im Rahmen der polizeilichen Ermittlung,
■ Fehler im Rahmen der gerichtlichen Aufklärung,
■ Fehler im Zusammenhang mit der richterlichen 

Überzeugungsbildung und der Beweiswürdi-
gung sowie

■ Fehlerquellen, die in der Ausgestaltung gesetzli-
cher Vorschriften selbst angelegt sind.

Da Schöff en „erst“ ab Beginn der Hauptverhand-
lung am Verfahren beteiligt sind, verbleiben drei 
der genannten fünf Fehlerquellen als für Schöff en 
theoretisch beeinfl ussbar: der Personalbeweis, die 
gerichtliche Aufklärung und die richterliche Über-
zeugungsbildung und Beweiswürdigung.
Im Rahmen der Personalbeweisschwäche las-
sen sich als spezielle Fehlerquellen insbesondere 
die bewusste oder unbewusste Falschaussage 
von Zeugen, das falsche Geständnis und sein Wi-
derruf sowie das Problem des Wiedererkennens 
von Tatverdächtigen durch Zeugen benennen. 
Fehlerquellen bei der gerichtlichen Aufklärung 

sind insbesondere die unkritische Übernahme po-
lizeilicher Ermittlungsergebnisse und eingleisige 
Untersuchungen, die fehlerhafte Feststellung des 
der Tat zugrunde liegenden Sachverhalts, der 
Zeitablauf seit der Tatbegehung und die unterlas-
sene Konsultation eines Sachverständigen durch 
das Gericht. Die richterliche Überzeugungsbil-
dung und die Beweiswürdigung sind vor allem 
fehleranfällig, wenn Zeugenaussagen, Geständ-
nisse oder Sachverständigengutachten unkritisch 
gewürdigt oder Beweismittel und Indizien feh-
lerhaft ausgewertet werden. Auch die fehlende 
Sach- und kriminalpsychologische Fachkenntnis, 
eine nicht ausreichende Überzeugung für eine 
Verurteilung und die gerichtliche Arbeitsüberlas-
tung sind hier Fehlerquellen. Auf dieser Grund-
lage durchgeführte Experteninterviews ergaben, 
dass die zentralen Fehlerquellen des Strafprozes-
ses auf der Ebene der Sachverhaltsfeststellung zu 
verorten sind. Namentlich benannt wurde häufi g 
der Zeitmangel bei der Verfahrenserledigung.
In einem Zwischenergebnis kann festgehalten 
werden: Durch Schöff en theoretisch beeinfl uss-
bare Fehlerquellen des Strafprozesses sind die 
Personalbeweisschwäche (insbesondere das Er-
kennen falscher Zeugenaussagen und Geständ-
nisse), die gerichtliche Aufklärung (insbesondere 
eine kritische Haltung bei der Sachverhaltsfest-
stellung) sowie die richterliche Überzeugungsbil-
dung und Beweiswürdigung (auch hier: kritische 
Haltung).

V. Möglichkeiten der Fehlervermeidung 
durch Schöff en

Stellt man die Frage nach einem möglichen Beitrag 
von Schöff en, Fehlurteile zu vermeiden oder auf 
„richtige“ Urteile hinzuwirken, mündet jede Überle-
gung im gleichen Schlüsselbegriff : Kommunikation 
zwischen den Beteiligten.

1. Kommunikation zwischen Schöff en 
und Zeugen

Besonders deutlich wird dies bei der Betrachtung der 
Fehlerquelle „Personalbeweis“. Ein Gedankenspiel: 
Schaut der Berufsrichter auf eine Zeugenaussage 
möglicherweise durch die juristische – bestenfalls 
sogar aussagepsychologische – Brille, könnte der 
Schöff e die Gelegenheit nutzen, eine Aussage mit 
den „Mitteln der Lebenserfahrung“ und des „guten 
Menschenverstandes“14 auf ihre Plausibilität zu über-
prüfen. Der Schöff e ist – der theoretischen Grund-
legung nach – weniger voreingenommen als der 
Berufsrichter, denn er hat in der Regel kein Akten-
studium betrieben15, keinen Eröff nungsbeschluss ge-
fasst (hinreichender Tatverdacht!) und die Verhand-
lung nicht aufs Kleinste vorbereitet. Nach Nr. 126 
Abs. 3 Satz 1 RiStBV darf den Schöff en im Grund-
satz noch nicht einmal die Anklageschrift zugänglich 

12 Böhme (Fn. 9), S. 29.
13 Zum Ganzen Böhme (Fn. 9), 

S. 145 ff ., 184 ff .
14 Kritisch und instruktiv Gerson 

(Fn. 2), S. 104, 109; siehe auch 
Duttge (Fn. 3), S. 203, 206 f.

15 Es sei darauf hingewiesen, 
dass Schöff en zum besseren 
Verständnis der Beweisauf-
nahme Teile der Akte zur Ver-
fügung gestellt werden dürfen 
(BGHSt 43, S. 36 ff .); vertiefend 
Duttge (Fn. 3), S. 203, 213.

Abkürzungen
BGH Bundesgerichtshof
BGHSt Entscheidungen des 

Bundesgerichtshofes 
in Strafsachen

DRiG Deutsches Richter-
gesetz

GG Grundgesetz
JA Juristische Arbeits-

blätter
Jura Juristische Ausbildung
KriPoZ Kriminalpolitische 

 Zeitschrift
NJW Neue juristische 

 Wochenschrift
OLG Oberlandesgericht
RiStBV Richtlinien für das 

Strafverfahren und 
das Bußgeldverfahren

StPO Strafprozessordnung
StV Strafverteidiger
ZIS Zeitschrift für Interna-

tionale Strafrechts-
dogmatik

ZJAPANR Zeitschrift für Japani-
sches Recht
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gemacht werden.16 Insofern wäre der Schöff enblick 
unverfälscht und nicht vorbeeinfl usst.

Der Autor bedauert, dieses schöne Gedankenspiel 
unter Hinzugabe von etwas Realität unterbrechen 
zu müssen: Empirisch belegt ist, dass Richter ver-
schiedenen psychologischen Eff ekten17 unterlie-
gen, die eine völlige Unvoreingenommenheit prak-
tisch unmöglich machen. In diesem Zusammenhang 
lässt sich der sog. Inertia-Eff ekt (Perseveranzef-
fekt) beschreiben, der seine Grundlage in der Ver-
meidung kognitiver Dissonanz fi ndet: Informationen 
im Einklang mit einer zuvor getroff enen Entschei-
dung werden überbewertet, Informationen gegen 
diese Entscheidung werden unterbewertet.18 Die-
ses Verhalten ist Folge des natürlich-menschlichen 
Strebens nach Gleichgewicht und Widerspruchsfrei-
heit in der eigenen Wahrnehmung.19 Übertragen auf 
den Strafprozess bedeutet das, dass den Angeklag-
ten belastende Informationen durch das Gericht ent-
sprechend seiner Rolle stärker gewichtet werden als 
entlastende Informationen.20 Hiervon abzukommen, 
erfordert starke Entlastungsinformationen.21 
Insgesamt zeigt sich insbesondere die Vorbefas-
sung im Zwischenverfahren als „gedächtnispsycho-
logisch unvermeidbare – strukturelle Gefährdung 
der Unvoreingenommenheit“22. Es liegt nahe, dass 
ehrenamtliche Richter von diesem Phänomen ähn-
lich stark betroff en sind wie Berufsrichter.23 Erstge-
nannte haben zwar keinen Eröff nungsbeschluss ge-
fasst. Sie sind aber Teil des Gerichts und so auch 
allen Eff ekten unterworfen, die auf das Gericht, 
namentlich auf die Berufsrichter wirken. Es han-
delt sich um ein Kollegialorgan mit wechselseiti-
gem Austausch und Einfl uss.24 Der eben beschrie-
bene Gesichtspunkt erfährt besondere Brisanz, 
wenn man einbezieht, dass mit der theoretischen 
Annahme des ehrenamtlichen Richters als „weni-
ger voreingenommenem Dritten“ auch Gefahren 
einhergehen: Das Minus an Vorbereitungsmöglich-
keiten führt zu einem Mangel an Sachstandsinfor-
mation. Der Schöff e läuft Gefahr, schneller als der 
Berufsrichter überfordert zu sein.25 Und das nicht, 
weil er etwa generell intellektuell nicht mit den Be-
rufsrichtern mithalten könnte, sondern weil er im 
Grundsatz nicht einmal die Anklage kennt und auch 
sonst möglicherweise nicht mehr folgen kann, so-
bald es zum Rechtsgespräch kommt. In diesem 
Zusammenhang sei erwähnt, dass der „unver-
brauchte“ Blick auf eine Aussage möglicherweise 
weniger hilft als der „leicht gebrauchte“ Blick. Denn 
wer nicht weiß, worauf er achten soll, kann auch 
nicht darauf achten.

Beispiel: 
Im Gegensatz zu den Berufsrichtern weiß der 
Schöff e nicht, dass der Geschädigte einer Kör-

perverletzung den Angeklagten zur Tat provo-
ziert hat. In seiner Aussage beschreibt sich der 
Geschädigte als Unschuldslamm. Der Schöff e 
hat nur diesen Eindruck, er kann die Aussage 
nicht abgleichen mit dem Akteninhalt. Natürlich 
können diese Nachteile in der Praxis abgefan-
gen werden. Schließlich könnte die Provokation 
aus dem Beispiel durch geeignete Vorhalte und 
gezielte Fragen in den Prozess eingeführt wer-
den. Zudem bleibt es dem Vorsitzenden unbe-
nommen, die Schöff en entsprechend in Kennt-
nis zu setzen.

Eines bleibt festzuhalten: Der Schöff e ist dem 
Berufsrichter in seiner Beobachtungsgabe hin-
sichtlich der Aufdeckung von (bewussten oder 
unbewussten) Falschaussagen oder Falschge-
ständnissen nicht überlegen. Er ist ihm bestenfalls 
ebenbürtig. Mit dieser Feststellung soll die Arbeit 
ehrenamtlicher Richter keineswegs diskreditiert 
werden. Sie ist aber wichtig, um zu verdeutlichen, 
dass von einem ehrenamtlichen Richter nicht 
mehr als von einem Berufsrichter verlangt werden 
kann und darf. In rechtlicher Hinsicht liegt dies auf 
der Hand. Der Schöff e unterliegt allen Einfl üssen, 
denen der Berufsrichter unterliegt. Allein seine 
fehlende Vorkenntnis der Akten verbessert seinen 
Blick nicht wesentlich, da hiermit Nachteile ein-
hergehen, die den benannten Vorteil in der Praxis 
schnell aufzehren können.
Zusammenfassend kann nur jeder Schöff e dazu 
angehalten werden, den Vorteil des zumindest „un-
verbrauchteren“ Blicks zu nutzen, um im Rahmen 
der Beratung (Überzeugungsbildung und Beweis-
würdigung!) entsprechend mit den Berufsrichtern 
und dem anderen Laienrichter zu kommunizieren. 
Einer Wunschvorstellung, nach der der ehrenamt-
liche Richter bewusste oder unbewusste Falsch-
aussagen besser oder häufi ger aufdecken könnte 
als der Berufsrichter und der ehrenamtliche Rich-
ter am Ende der Verhandlung zum Helden wird, 
der ein Fehlurteil verhindert, darf man sich nicht 
hingeben. Diese Geschichte sei den Filmprodu-
zenten aus Hollywood und Babelsberg überlas-
sen. Der ehrenamtliche Richter bringt schlicht 
zwei weitere Ohren und Augen und einen weite-
ren Verstand, der mangels Aktenkenntnis und Ver-
fahrensbeteiligung zuvor weniger beeinfl usst sein 
könnte, aber auch verschiedenen nachteiligen Ein-
fl üssen ausgesetzt ist, in den Verhandlungssaal – 
nicht mehr und nicht weniger.

2. Kommunikation zwischen Schöff en 
und Berufsrichtern

Will man vollends realistisch werden, ist die Kom-
munikation zwischen Schöff en und Berufsrichtern 
angesprochen. Jeder Beitrag des Schöff en steht, 
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